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Sitzung des Integrationsausschusses am 08.07.2026 

 

 

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident, 

 

für die o. g. Ausschusssitzung übersende ich zur Information der 

Mitglieder des Ausschusses den beigefügten Bericht zum Thema: 

„Umsetzung der GEAS Reform in Nordrhein-Westfalen“. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

Verena Schäffer 
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Bericht der Ministerin für Kinder, Jugend, Familie, 

Gleichstellung, Flucht und Integration 

des Landes Nordrhein-Westfalen 

 

„Umsetzung Gemeinsames Europäisches Asylsystem“  

 

zur Information des Integrationsausschusses 

 

 

Die EU-Mitgliedsstaaten haben sich 2024 auf die Reform des Gemeinsamen Europä-

ischen Asylsystems (GEAS) verständigt. Das Gemeinsame Europäische Asylsystem 

besteht aus elf Rechtsakten. Es sind zehn EU-Verordnungen und eine EU-Richtlinie. 

Das Paket ist breit angelegt und umfasst zahlreiche Regelungsinhalte wie zum Bei-

spiel das materielle Asylrecht, Aufnahmefragen, gesteuerte Migration, Rückführungs-

aspekte oder Digitalisierungsprojekte. Eine gemeinsame europäische Migrationspoli-

tik ist zu begrüßen. 

 

Die elf Rechtsakte müssen rechtlich, prozessual und technisch in Deutschland umge-

setzt werden. Es ist ein laufender Prozess, zumal das umfangreiche GEAS-Paket in 

allen 27 EU-Mitgliedstaaten umgesetzt werden muss. In Deutschland sind die rechtli-

chen Umsetzungsschritte mit dem GEAS-Anpassungsgesetz (BGBl. 2026 I Nr. 111 

vom 28.04.2026) und dem GEAS-Anpassungsfolgengesetz (BGBl. 2026 I Nr. 112) 

vom 28.04.2026) zunächst vollzogen worden, während die prozessualen und techni-

schen Abläufe in Abstimmungen zwischen Bund und Länder (bzw. Kommunen) wei-

ter andauern. 

 

Für Nordrhein-Westfalen ergeben sich sichtbare Auswirkungen im Aufnahme- bzw. 

Rückführungsprozess. Das MKJFGFI ist dabei, die neuen Regelungen zügig, rechts-

sicher und funktional umzusetzen und zugleich die Rechte der Betroffenen zu ge-

währleisten. Der nachfolgende Bericht legt den Schwerpunkt auf die Auswirkungen 

und Umsetzungsstände in diesen Bereichen. 

 

Asylgrenzverfahren 

Das Asylgrenzverfahren ist neu. Es ist in Art. 42 ff. der Asylverfahrensverordnung 

(Verordnung (EU) 2024/1348, kurz AV-VO) geregelt. Das Asylgrenzverfahren sieht 
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vor, dass Anträge von europarechtlich festgelegten Personengruppen (z.B. Personen 

aus Herkunftsstaaten mit einer EU-weiten Schutzquote von unter 20%; vgl. Art. 45 

AV-VO in Verbindung mit Art. 43 Abs. 1 AV-VO in Verbindung mit Art. 42 Abs. 1 

Buchstabe j AV-VO) in einem beschleunigten Asylgrenzverfahren geprüft werden. 

Die Dauer der Asylgrenzverfahren beträgt einschließlich Rechtsschutzmaßnahmen 

maximal 12 Wochen. Es folgt ein mögliches Rückkehrgrenzverfahren von ebenfalls 

maximal 12 Wochen Dauer. Ausnahmen bestehen für unbegleitete Minderjährige. 

Das Asylgrenzverfahren kann bei ihnen grundsätzlich nur im Ausnahmefall durchge-

führt werden, wenn ein unbegleitet minderjähriger Geflüchteter beispielsweise eine 

Gefahr für die nationale Sicherheit oder die öffentliche Ordnung darstellt (vgl. Art. 42 

AV-VO). 

 

Deutschland ist verpflichtet, für die Durchführung des Asylgrenzverfahrens bundes-

weit 374 Plätze in eigens dafür zu schaffenden Einrichtungen zu organisieren. Damit 

entsteht ein neuer Einrichtungstyp, da Einrichtungen für das Asylgrenzverfahren we-

der einer regulären Unterbringungseinrichtung noch einer Hafteinrichtung entspre-

chen. Personen, die in einer Einrichtung für das Asylgrenzverfahren wohnen, unter-

liegen rechtlich gesehen der Fiktion der Nichteinreise. Daher dürfen sie für die Dauer 

des Aufenthalts die Einrichtung nicht eigenständig verlassen. Es handelt sich um fak-

tisch geschlossene Einrichtungen. 

Nordrhein-Westfalen beteiligt sich an der Umsetzung des Asylgrenzverfahrens. Es 

handelt sich um ein gemeinsames Projekt des Bundesinnenministeriums und des 

Landes Nordrhein-Westfalens. Zur Umsetzung des Projektes wird es in einem ersten 

Schritt eine Interimseinrichtung mit ca. 60 Plätzen in der derzeit leerstehende Zent-

rale Unterbringungseinrichtung (ZUE) Ratingen geben, deren Inbetriebnahme Anfang 

2027 erfolgen soll. Der Betrieb des Interims ist bis zur Eröffnung eines dauerhaften 

Standortes einer entsprechenden Einrichtung am Flughafen Düsseldorf geplant. Dies 

ist – nach aktuellen Planungen – im Jahr 2028 der Fall. Das Land hat die Bezirksre-

gierung Düsseldorf sowie die betroffenen Kommunen Ratingen und Düsseldorf recht-

zeitig über die Pläne des Projekts informiert. 

 

Die Zuständigkeiten für die Abläufe im Asylgrenzverfahren teilen sich die Bundespoli-

zei (u.a. Screening, Zuführung in die Einrichtung), das Bundesamt für Migration und 



 
 

Seite 3 von 8 
 

Flüchtlinge (Prüfung Asylantrag) und das Land (Herrichtung der Einrichtung, Unter-

bringung der Asylsuchenden). Rechtlich eingekleidet ist das Projekt in eine Verwal-

tungsvereinbarung, die aktuell zwischen BMI und MKJFGFI erarbeitet wird. Darin gilt 

es die skizzierten Zuständigkeiten zu präzisieren. Darüber hinaus soll darin auch ein 

Kostenerstattungsverfahren geregelt werden, da die Bundesebene die Kosten für 

den Unterbringungsbetrieb dem Land Nordrhein-Westfalen vollständig erstattet. 

 

Die operative Umsetzung vollzieht die Bezirksregierung Düsseldorf. Es ist geplant, 

den Unterbringungsbetrieb soweit wie möglich an die Unterbringungsstandards einer 

regulären Unterbringungseinrichtung anzugleichen und mit einem Betreuungsdienst-

leister tagesstrukturierende Maßnahmen (z.B. Sportmöglichkeit) zu schaffen.  

 

Screening 

Das Screening ist in der sog. Screening-VO (Verordnung (EU) 2024/1356) geregelt. 

Das übergeordnete Ziel des Instruments ist es, künftig besser zu wissen, welche Per-

sonen in die Europäische Union einreisen. Dieses Screening wird zu Beginn des Auf-

enthalts durchgeführt und ist auch einem möglichen Asylverfahren vorgeschaltet. Es 

dient dazu, grundlegende Informationen über die Personen zu erfassen und die wei-

teren Verfahrensschritte vorzubereiten. Es umfasst folgende vier inhaltliche Prozess-

schritte: Identifizierung/Verifizierung der Identität, Sicherheitskontrolle, vorläufige Vul-

nerabilitätsprüfung und vorläufige Gesundheitskontrolle. Der Screening-Prozess 

baut, soweit möglich, auf den bestehenden Strukturen des bisherigen Aufnahmever-

fahrens auf. 

 

Dem Screening unterliegen Drittstaatsangehörige, die die Außengrenze der Europäi-

schen Union unbefugt überschritten haben oder im Rahmen einer Grenzübertritts-

kontrolle einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt haben. Darüber hinaus er-

fasst das Überprüfungsverfahren Personen, die sich nicht rechtmäßig im Hoheitsge-

biet aufhalten und bei denen keine Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass sie bereits ei-

ner Kontrolle an den Außengrenzen unterzogen wurden. Die Durchführung des 

Screenings hat an den Außengrenzen innerhalb von höchstens sieben Tagen und im 

Inland innerhalb von höchstens drei Tagen zu erfolgen. Das Verfahren wird mit der 

Erstellung eines Überprüfungsformulars abgeschlossen, das die erhobenen 
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Informationen dokumentiert und den Verweis an das geeignete Verfahren (Asylver-

fahren, Rückkehrverfahren) enthält.  

 

Für das Screening an den Außen- und Binnengrenzen ist die Bundespolizei zustän-

dig. Für die Durchführung des Screenings im Inlanderfolgt eine Zusammenarbeit mit 

den Polizeivollzugsbehörden des Landes. Davon sind sowohl direkte Vorsprachen in 

der Landeserstaufnahmeeinrichtung in Bochum als auch dezentrale Fälle erfasst. 

Für unbegleitete minderjährige Geflüchtete sieht die Screening-Verordnung eine 

frühzeitige Begleitung und Unterstützung durch einen (vorläufigen) Vertreter vor. 

Nach deutschem Recht wird diese Aufgabe regelmäßig durch das zuständige Ju-

gendamt als Notvertreter (§ 42a Abs. 3 S. 1 SGB VIII) wahrgenommen. Die konkre-

ten Verfahrensschritte für diese Personengruppe befinden sich derzeit noch in Ab-

stimmung zwischen den betroffenen Ressorts, den kommunalen Akteuren und der 

Bundespolizei. 

 

Mit dem Informationsschreiben zur Umsetzung des Gemeinsamen Europäischen 

Asylsystems (GEAS) vom 02.06.2026 wurden die Bezirksregierungen, die Kommu-

nalen und Zentralen Ausländerbehörden sowie die Kommunalen Spitzenverbände 

über den aktuellen Stand des Screeningverfahrens in Kenntnis gesetzt. Für den 

Sommer bzw. Herbst 2026 sind weitere Informationsveranstaltungen auch zu diesem 

Thema vorgesehen.  

 

Monitoring-Mechanismus 

Das GEAS-Paket enthält in Art. 10 Absatz 2 Screening-Verordnung (Verordnung 

(EU) 2024/1356) und Art. 43 Absatz 4 Asylverfahrensverordnung (Verordnung (EU) 

2024/1348) eine Verpflichtung zur Einrichtung eines unabhängigen Mechanismus zur 

Überwachung der Einhaltung der Grundrechte im Screening und im Asylgrenzverfah-

ren. Es handelt sich dabei um einen unabhängigen und nicht hoheitlich tätigen Über-

wachungsmechanismus, der die Einhaltung des Unions- und Völkerrechts insbeson-

dere in Bezug auf den Zugang zum Asylverfahren, den Grundsatz der Nichtzurück-

weisung und das Wohl des Kindes während des Asylgrenzverfahrens und Überprü-

fungsverfahrens überwacht und hierzu insbesondere Kontrollen vor Ort, auch 
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unangekündigt, durchführt. Dies gilt sowohl für den Zuständigkeitsbereich des Bun-

des als auch der Länder. 

 

Das BMI hat die Länder informiert, dass der Bund hierfür das Deutsche Institut für 

Menschenrechte (DIMR) und die Nationale Stelle zur Verhütung von Folter (NSVF) 

beauftragen wird, und den Ländern angeboten, dass die vom Bund mit den Aufgaben 

des unabhängigen Monitoring Mechanismus betrauten Institute auch die betroffenen 

Landesbehörden prüfen. Den Ländern steht grundsätzlich auch die Möglichkeit offen, 

einen eigenen Monitoring Mechanismus einzurichten. Das Ministerium für Kinder, Ju-

gend, Familie, Gleichstellung, Flucht und Integration beabsichtigt für Nordrhein-West-

falen in der ersten Umsetzungsphase jedoch keine Einführung eines eigenen Monito-

ring-Mechanismus.  

 

Zur ordnungsgemäßen Wahrnehmung der Monitoring-Aufgaben ist den mit dem Mo-

nitoring betrauten Mitarbeitenden Zugang zu allen einschlägigen Orten, an denen die 

Asylgrenzverfahren und das Screening durchgeführt werden sowie zu allen betroffe-

nen Personen und physischen und elektronischen Dokumenten, zu gewähren. Aktuell 

prüft das Ministerium für Kinder, Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht und Integra-

tion, welche konkreten Schritte zu unternehmen sind, um das Angebot des BMI (zu-

mindest in der ersten Phase der Einführung des Screenings) zu nutzen. 

 

Berücksichtigung von Vulnerabilitäten 

Art. 8 Abs. 4 i.V.m. Abs. 5 lit. b der Screening-Verordnung (VO (EU) 2024/1356) sieht 

im Rahmen der vorläufigen Vulnerabilitätsprüfung bereits zu Beginn des Verfahrens 

eine erste Einschätzung besonderer Bedarfe durch entsprechend geschulten Perso-

nals vor. Hierdurch können frühzeitig Hinweise auf besondere Bedürfnisse, beispiels-

weise aufgrund einer Behinderung, erkannt und bei den weiteren Verfahrensschritten 

berücksichtigt werden.  

Die Identifizierung besonderer Bedarfe ist jedoch nicht auf das Screening be-

schränkt, sondern auch im weiteren Verlauf der Aufnahme sicherzustellen. Da sich 

Vulnerabilitäten nicht stets unmittelbar bei der Ankunft erkennen lassen, sondern sich 

auch erst im weiteren Verlauf des Aufenthalts zeigen können, ist vorgesehen, dass 

zeitnah alle Landeseinrichtungen mittels des Betreuungsdienstes über speziell für 
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den Zweck der Bedarfserkennung geschulte Case-Manager verfügen. Diese führen 

unter Berücksichtigung der in der Aufnahme-Richtlinie (EU) 2024/1346 vorgesehe-

nen Frist von 30 Tagen ab Asylantragstellung ein vertrauliches persönliches Ge-

spräch mit den Geflüchteten, um besondere Bedürfnisse festzustellen und erforderli-

che Unterstützungsmaßnahmen einzuleiten.  

Das Gesprächsangebot ist nicht auf einen bestimmten Zeitpunkt im Aufnahme- und 

Unterbringungsprozess begrenzt. Die Geflüchteten können sich auch im weiteren 

Verlauf ihres Aufenthalts den Mitarbeitenden anvertrauen und ihre Bedarfe schildern, 

so dass zeitnah erforderliche Hilfen gewährt, bzw. notwendige Maßnahmen eingelei-

tet werden können. Hierdurch wird sichergestellt, dass besondere Bedürfnisse auch 

zu einem späteren Zeitpunkt erkannt und berücksichtigt werden können.  

 

Umsetzung Art. 16 Aufnahme-Richtlinie (Zugang zum Regelschulsystem) 

Das GEAS-Paket enthält in der Aufnahme-Richtlinie (Richtlinie (EU) 2024/1346) ei-

nen neuen Art. 16 Aufnahme-Richtlinie (vormals Art. 14 Aufnahme-Richtlinie). Zentral 

ist nunmehr die verbindliche europarechtliche Vorgabe, dass Kinder und Jugendliche 

im schulpflichtigen Alter zwei Monate nach Stellung des Antrags auf internationalen 

Schutz – unter Berücksichtigung der Schulferien – einen Zugang zum regulären 

Schulsystem erhalten müssen. Derzeit erfolgt in NRW der Regelschulzugang gem. 

§ 34 Abs. 6 S. 1 SchulG NRW mit Zuweisung in die Kommunen, welche grundsätz-

lich erst mit Auslaufen der Wohnverpflichtung gem. § 47 Abs. 1 S. 1 AsylG und damit 

nach sechs Monaten erfolgt. 

 

Eine Beschulung in den Landesunterkünften, wie sie seit 2020 im Rahmen des sog. 

schulnahen Bildungsangebots erfolgt, findet außerhalb des regulären Schulsystems 

statt. Die europarechtlichen Vorgaben der Aufnahmerichtlinie erfordern nach derzeiti-

ger Einschätzung daher eine Anpassung, die sicherstellt, dass Minderjährige grund-

sätzlich innerhalb der Zweimonatsfrist Zugang zum regulären Schulsystem erhalten. 

 

Das Land NRW prüft aktuell die Umsetzungsoptionen durch eine Anpassung der Zu-

weisungspraxis von Familien mit schulpflichtigen Kindern. In diesem Zusammenhang 

werden die bestehenden Erlassregelungen zur Steuerung des Asylsystems dahinge-

hend überprüft, dass Familien mit schulpflichtigen Kindern bereits zwei Monate nach 
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Einreichung des Antrages auf internationalen Schutz (Antragstellung) einer Kom-

mune zugewiesen werden. Die Notwendigkeit, eine bevorstehende Zuweisung schul-

pflichtiger Kinder schnellstmöglich zu kommunizieren, um den Kommunen frühzeitig 

Planungsmöglichkeiten zu geben, soll bei der Novellierung der Erlassregelungen be-

rücksichtigt werden. Familien, die ausschließlich Kinder haben, die noch nicht im 

schulpflichtigen Alter sind, sind von dieser Neuregelung nicht betroffen. Angestrebt 

wird eine Umstellung der Zuweisungspraxis bis zum Ende der NRW-Sommerferien 

2026. 

 

Gesundheitsversorgung minderjähriger Geflüchteter 

Art. 22 Abs. 2 Aufnahmerichtlinie (Richtlinie (EU) 2024/1346) regelt, dass minderjäh-

rige Kinder von Antragstellern und minderjährige Antragsteller dieselbe Art von Ge-

sundheitsversorgung erhalten wie die Staatsangehörigen des EU-Mitgliedstaates, die 

minderjährig sind. Minderjährige Geflüchtete erhalten zukünftig dieselbe Gesund-

heitsversorgung wie deutsche Minderjährige. Dafür werden sie bei der Krankenkasse 

angemeldet, die von ihren Sorgeberechtigten ausgewählt wird. Die Sorgeberechtig-

ten werden bei ihrer Wahl in den Einrichtungen unterstützt. Dieser Prozess beginnt 

bereits in den Erstaufnahmeeinrichtungen. Sollten die Sorgeberechtigten von ihrem 

Wahlrecht nicht innerhalb von zwei Wochen Gebrauch machen, entscheidet an ihrer 

Stelle die zuständige Leistungsbehörde über die Krankenkasse. Auf diese Weise 

wird die Anmeldung der Minderjährigen bei einer Krankenkasse und die anschlie-

ßende Ausstellung der elektronischen Gesundheitskarte (eGK) sichergestellt. Bis 

zum Abschluss des Anmeldeprozesses erhalten die Minderjährigen eine Gesund-

heitsversorgung durch die Aushändigung von Krankenbehandlungsscheinen, die in 

ihrem Umfang den Leistungen entsprechen werden, die deutsche Minderjährige er-

halten. Auch nach Aushändigung der eGK wird es weiterhin möglich sein, dass die 

Minderjährigen in den Sanitätsstationen der Einrichtungen behandelt werden. So ist 

bei Bedarf eine zeitnahe Behandlung gesichert. 

In Vorbereitung auf die Umsetzung der GEAS-Reform fand hierzu ein Austausch zum 

Sollprozess in den Landeseinrichtungen mit den Bezirksregierungen statt. Der abge-

stimmte Prozess wird nach sechs Monaten evaluiert.  
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Themenkomplex Haft 

Mit Datum vom 12. Juni 2026 sind im Asyl- und im Aufenthaltsgesetz Regelungen zu 

Haftfragen in Kraft getreten, die auf dem GEAS beruhen. In den §§ 69, 70b AsylG 

und §§ 14a, 15b AufenthG wurden neue Haftarten aufgenommen. Dies sind die 

„Asylverfahrenshaft“, die „Haft im Rückkehrgrenzverfahren“, die „Überprüfungshaft an 

den Außengrenzen“, die „Überprüfungshaft im Bundesgebiet“. Entsprechend hat die 

Landesregierung eine Änderung des Abschiebungshaftvollzugsgesetzes in den 

Landtag eingebracht, mit dem Ziel, die genannten Haftarten in § 1 Absatz 1 Abschie-

bungshaftvollzugsgesetz aufzunehmen. Zudem informierte das MKJFGFI die Auslän-

derbehörden bereits mit ersten Hinweisen über die neuen Instrumente. 

 

Ausblick 

Die Europäische Union hat mit dem GEAS-Paket eine europäische Antwort auf die 

Herausforderungen im Bereich Migration formuliert. Konkrete Auswirkungen der eu-

ropäischen Maßnahmen in Bezug auf den Zuzug von Schutzsuchenden, weitere Pro-

zessanpassungen auch auf der Basis von ersten praktischen Erfahrungen mit den 

Rechtsakten oder die Umsetzung des Solidaritätsmechanismus zwischen den EU-

Mitgliedstaaten bleiben aber abzuwarten. Zum jetzigen Zeitpunkt wäre es zu früh, 

hierzu eine Prognose vorzunehmen. 


	Leere Seite

